
der Bekämpfung und Vorbeugung von Rechtsverletzun­
gen.
Das neue, sozialistische Strafgesetzbuch enthält eine 
Vielfalt von Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit (§§ 23 ff. StGB), mit denen differenziert, je 
nach den konkreten Umständen des Einzelfalls, die so­
zialistische Gerechtigkeit durchgesetzt werden kann. Für 
den Prozeß der Bewertung der Straftat mit dem Ziel 
der richtigen, den Strafzwecken entsprechenden Aus­
wahl der Maßnahmen (Haupt- und Nebenstrafen, Auf­
erlegung von Verpflichtungen usw.) ist die Erkenntnis 
wichtig, daß das System der Maßnahmen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit insgesamt wie auch jede 
einzelne Maßnahme qualitativ und quantitativ unter­
schiedliche Elemente von Zwang und Überzeugung ent­
hält.

Das Primat der Überzeugung bei der Strafzumessung 
darf dabei aber nicht in dem Sinne verstanden werden, 
daß das „eigentliche Feld des Neuen, neuer Formen von 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit . . . 
außerhalb des Freiheitsentzuges (liegt)“10 *.
Damit wird der neue Inhalt der Freiheitsstrafe und die 
ihrer Anwendung zugrunde liegende Dialektik von 
Zwang und Überzeugung in Frage gestellt Die Frei­
heitsstrafe und die ihr innewohnenden Elemente des 
Zwanges und der Erziehung erscheinen dabei als aus 
der bürgerlichen Gesellschaft übernommene Kategorien, 
die „im Sozialismus einen neuen Inhalt, eine neue Aus­
gestaltung und Wirkungsweise“ erfahren haben11. Das 
sozialistische Strafrecht läßt sich aber auch in der Weise 
nicht auf das bürgerliche Recht zurückführen, daß mü­
der in den „neuen Formen von Maßnahmen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit außerhalb des Freiheits­
entzuges“ zum Aüsdruck kommende Erziehungsgedanke 
das spezifisch Neue, Sozialistische sei.
Eine für die Strafzumessiungstheorie und -praxis sehr 
bedeutsame Frage im Rahmen der Dialektik des Ver­
hältnisses von Überzeugung und Zwang ist die nach 
dem notwendigen Maß an Zwang. B u c h h o l z  
schreibt: .

„Dieses optimale Wechselverhältnis von Überzeugung 
und Zwang im Einzelfall zu bestimmen, heißt vor 
allem das notwendige Maß an Zwang (Minimum) zu 
fixieren und in Verbindung mit vielfältigen Formen 
der Überzeugung seine effektivste Gestaltung vorzu-

10 Buchholz, a. a. O., S. 695.
И Buchholz, a. a. O., S. 694/695.

nehmen, seine unterstützende Rolle konkret einzu­
ordnen.“12

Hier entsteht der Eindrude, daß die Dialektik der Straf­
zwecke nicht genügend beachtet und das notwendige 
Maß an Zwang ausschließlich oder doch vordergründig 
im Hinblick auf die Erziehung des Täters gesehen wird. 
Es dürfte aber unzweifelhaft sein, daß das gesellschaft­
lich notwendige Maß an Zwang nicht nur auf der 
Grundlage der Frage gefunden werden kann, welches 
Minimum zur Erziehung des Täters notwendig ist, son­
dern dabei auch beachtet werden muß, in welchem Um­
fang dieses Maß durch die Schutzinteressen des Staates 
und der Bürger und durch das gesellschaftliche Anlie­
gen des vorbeugenden Kampfes gegen die Kriminalität 
mit beeinflußt wird. Das objektiv notwendige Maß an 
Zwang muß innerhalb der durch die Tatschwere gezo­
genen Grenzen gefunden werden.
Es handelt sich hierbei um eine theoretische Frage von 
höchst praktischer Konsequenz, weil der Richter in je­
dem Einzelverfahren vor das Problem gestellt ist, das 
erforderliche Maß an Zwang aus der Dialektik der 
Strafzwecke abzuleiten. Dabei muß er vermeiden, einen 
der Strafzwecke aus diesem dialektischen Wechselver­
hältnis zu isolieren und ausschließlich zum Maßstab der 
Strafzumessung zu machen.
Schließlich kann unter Berücksichtigung der Ergebnisse 
der 22. Plenartagung des Obersten Gerichts nicht der 
These gefolgt werden, daß sich die Anwendung von 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit bei 
weniger schweren Vergehen „maßgeblich nach der 
Qualität der Persönlichkeit des Täters, namentlich sei­
ner Fähigkeit und Bereitschaft richtet, künftig seiner 
Verantwortung gegenüber der sozialistischen Gesell­
schaft nachzukommen“13. Die objektive Schädlichkeit 
der Tat und die Schwere der Schuld, also die Tat­
schwere, sind auch für diese Kategorie von Straftaten 
die entscheidende Grandlage der Strafzumessung. Da­
neben ist zweifellos die Persönlichkeit des Täters ein 
wichtiges Strafzumessungskriterium, das bei weniger 
schweren Vergehen eine größere Bedeutung haben wird 
als bei schweren Verbrechen. Es würde jedoch zu feh­
lerhaften Ergebnissen der Strafzumessungsnraxis füh­
ren, wollte* man die Tatschwere bei der Strafzumessung 
vernachlässigen und den Aussprach der konkreten Maß­
nahme ausschließlich oder doch in erster Linie von der 
Persönlichkeit des Täters abhängig machen.

12 Buchholz, a. a. O., S. 694.
13 Buchholz, a. a. O., S. 695.
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Die Anhängigkeit von Strafsachen bei Gericht
Das sozialistische Strafverfahrensrecht ist von dem Prin­
zip der strengen Trennung der Eigen Verantwortung der 
zuständigen Organe für die jeweiligen Abschnitte des 
Strafverfahrens bestimmt. Mit diesem' bereits in der 
Strafprozeßordnung von 1952 statuierten Prinzip wurde 
die der bürgerlichen Gewaltenteilungslehre entsprin­
gende Festlegung .der StPO aus dem Jahre 1877 i. d. F. 
von 1924 überwunden, wonach das Gericht als eine der 
Gewalten des bürgerlichen Staates „Herr“ des gesam­
ten Strafverfahrens ist1.
Zur Verantwortung der Rechtspflegeorgane 
in den jeweiligen Verfahrensabschnitten
Der komplexe Kampf gegen die Kriminalität und ihre 
Ursachen sowie die Kriminalitätsvorbeugung — ein in

1 Vgl. Melsheimer, „Das Ermittlungsverfahren“, NJ 1952 S. 472.

Art. 90 der Verfassung verankerter Auftrag — bedin­
gen zwar die sozialistische Zusammenarbeit der Rechts­
pflegeorgane. Soweit es aber das konkrete Einzelver­
fahren betrifft, wird jedes Organ — Ermittlungsorgan, 
Staatsanwalt und Gericht — bei strengster Wahrung 
seiner Eigenverantwortung tätig. Der Staatsanwalt leitet 
das Ermittlungsverfahren; er bestimmt, ob das Verfah­
ren einem gesellschaftlichen Gericht übergeben wird, 
beim staatlichen Gericht zur Anklage kommt oder, in 
anderer im Gesetz vorgeschriebener Weise beendet 
wird. Ist die Sache bei Gericht eirigegangen, so ist allein 
dieses berechtigt und verpflichtet, entweder über den 
weiteren Verlauf des Strafverfahrens, die Übergabe an 
ein gesellschaftliches Gericht oder die Beendigung des 
Strafverfahrens zu entscheiden. Gegenstand dieser Ent­
scheidung „ist nur das im Anklagetenor bezeichnete
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